
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Freunde,  
 

meine Woche in Berlin begann 
diesmal mit der Wahl des 12. 
Bundespräsidenten bereits am 
Wochenende.   Zu   Beginn   der 

 Bundesversammlung hielt Bun-
destagspräsident Prof. Dr. Norbert Lammert 
wieder einmal eine beeindruckende Rede - mit 
einem Appell für ein geeintes Europa und 
gegen blinden Populismus. „Wer Abschottung 
anstelle von Weltoffenheit fordert, wer sich 
sprichwörtlich einmauert, wer statt auf Frei-
handel auf Protektionismus setzt und gegen-
über der Zusammenarbeit der Staaten Isolati-
onismus predigt, wer zum Programm erklärt 
‚Wir zuerst!‘, darf sich nicht wundern, wenn 
es ihm andere gleichtun - mit allen fatalen 
Nebenwirkungen für die internationalen Be-
ziehungen, die uns aus dem 20. Jahrhundert 
hinreichend bekannt sein sollten“. Warnende 
Worte an den neuen US-Präsidenten und 
Aufforderung an uns alle, dieser Botschaft 
auch selber gerecht zu werden. Nur gemein-
sam, in einem starken Europa, können wir die 
gewaltigen Herausforderungen, denen wir 
gegenüberstehen - die weltweiten Migrations-
bewegungen, den Terror oder den Klimawan-
del - meistern. Abschließend mahnte Lam-
mert: „Demokratische Haltung erwächst in 
Deutschland mehr noch als irgendwo sonst 
aus dem Wissen um die Geschichte mit ihren 
Abgründen, aus dem verantwortungsvollen 
Umgang mit der eigenen Vergangenheit“. Ein 
Satz, dem im Zeitalter von „Fake-News“, 
Verrohung der Sprache und vereinfachendem 
Populismus nichts hinzuzufügen ist. 
 
Diese und weitere Themen und Termine 
begleiteten meine Arbeit in dieser Woche in 
Berlin:  
 Gespräch mit Vertretern von „Wetter-

online“  
 „Red-Hand-Day“: Aktionstag gegen den 

Einsatz von Kindersoldaten 
 Austausch mit dem Vorsitzenden der 

CDU/CSU-Arbeitnehmergruppe Peter Weiß 
MdB zum Thema Lohndumping 

 Gespräch mit Vertretern des Breitbandbüro 
des Bundes 

 Treffen mit Vertretern des Modellfliegerver-
bandes und Peter Wichtel MdB 

 Gespräch mit der PStS Ingrid Fischbach 
MdB zum Thema Kinderrheuma 

 
Ich wünsche Ihnen weiterhin eine interessante 
Lektüre des Newsletters und ein erholsames 
Wochenende. 
Ihr 

 
Reinhold Sendker MdB 
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Union schreibt Innenpolitik groß 
 
In dieser Sitzungswoche des Deutschen Bundestages liegen gleich drei Ge-
setzesentwürfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zur Innenpolitik vor. Ne-
ben den Entwürfen zur Neustrukturierung des Bundeskriminalamtes und 
zur Ausweitung des Maßregelrechts bei extremistischen Straftätern steht 
auch der zur Stärkung des Schutzes von Vollstreckungsbeamten und Ret-
tungskräften zur Debatte.  
Gerade in letzter Zeit haben Gewalttaten gegen Einsatzkräfte auch in Nord-
rhein-Westfalen Schlagzeilen gemacht. Im Jahr 2015 wurden 64 371 Polizis-
ten in Deutschland Opfer von Straftaten (2014: 62 770; 2013: 59 044). Bei 
vollendeten Straftaten gab es 2015 gegenüber 2014 eine Steigerung von 1,9 
Prozent (1 084 Opfer), während es 2014 gegenüber 2013 eine Steigerung von 
7,0 Prozent gab (3 665 Opfer). Vor diesem Hintergrund zielt der dem Bun-
destag vorliegende Gesetzentwurf auf eine Stärkung des Schutzes von Poli-
zistinnen und Polizisten. Der Strafrahmen für solche Taten wird daher zu-
künftig verschärft auf eine Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jah-
ren. 
Respekt und Wertschätzung verdienen aber auch die Hilfskräfte der Feuer-
wehr, des Katastrophenschutzes und der Rettungsdienste. Ein Angriff auf 
sie ist zugleich ein Angriff auf die öffentliche Sicherheit, da er zu einer Be-
einträchtigung der Hilfeleistung führen kann. Die vorgeschlagenen Ände-
rungen werden daher auch auf sie übertragen. Damit setzen wir einen wei-
teren Punkt, der uns besonders am Herzen liegt, aus dem Koalitionsvertrag 
um.  
 

Weiter diskutiert der Bundestag in der laufenden Woche die Ausweitung 
der elektronischen Aufenthaltsüberwachung (sogenannte Fußfessel) im 
Rahmen der Führungsaufsicht. Dies soll grundsätzlich auch bei solchen 
extremistischen Straftätern ermöglicht werden , die wegen schwerer Verge-
hen der Vorbereitung einer schweren staatsgefährdenden Gewalttat, der 
Terrorismusfinanzierung oder der Unterstützung in- oder ausländischer 
terroristischer Vereinigungen verurteilt wurden; das Gleiche soll für Täter 
gelten, die wegen Werbens um Mitglieder oder Unterstützer für eine in- 
oder ausländische terroristische Vereinigung verurteilt wurden.  
Das Bundeskabinett hat am Mittwoch darüber hinaus den Gesetzentwurf 
über die Verarbeitung von Fluggastdaten (Fluggastdatenspeicherung) an den 
Bundestag weitergeleitet. Der Terrorismus und das organisierte Verbrechen 
machen natürlich nicht an nationalen Grenzen halt. Der jetzt vom Kabinett 
beschlossene Gesetzentwurf wird in Zukunft die Möglichkeit geben, Reise-
bewegungen, zum Bespiel zur Verfolgung von Terror-Straftaten, besser 
nachzuvollziehen. Er ist deshalb ein weiterer wichtiger Schritt für mehr 
Sicherheit. Der Union war es besonders wichtig, dass Deutschland die dem 
Gesetz zugrunde liegende EU-Richtlinie zeitnah umsetzt. Sie ist bis zum 25. 
Mai 2018 von allen EU-Staaten in nationales Recht zu überführen. Die Uni-
on will bis dahin alles dafür tun, dass das neue Informationssystem dann 
auch voll einsatzfähig ist und reibungslos funktioniert. Die Behörden müs-
sen wissen, wer wann die Grenzen Europas überschreitet. Die Überprüfung 
von Fluggastdaten ist sicherlich nur ein erster Schritt sein. Das Europäische 
Ein- und Ausreiseregister zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
sollte rasch folgen. 
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Ländliche Entwicklung mit neuen  
Schwerpunkten weiter voranbringen 
Cajus Caesar: Bundesprogramm erstmals mit 55 Millionen ausgebaut  

 

Das in dieser Wahlperiode neu ins Leben gerufene Bundesprogramm „Ländliche Entwicklung“ (BULE) 
wird erweitert. Neue Schwerpunkte werden u. a. Ländliche Wirtschaft und Infrastruktur, Digitalisierung 
sowie Kultur sein. Gefördert werden nichtlandwirtschaftlich ausgerichtete Vorhaben des Bundesminis-
teriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) in ländlichen Regionen außerhalb der Regelförde-
rung. 

 

„Etwa die Hälfte der Einwohner Deutschlands lebt auf dem Land. Für sie sind die ländlichen Räume, die knapp 90 Prozent der 
Fläche Deutschlands umfassen, nicht nur Natur- und Erholungsort, sondern auch Heimat und Arbeitsstandort. Deshalb brauchen 
wir eine bessere Infrastruktur, schnelleres Internet und eine gute flächendeckende medizinische Versorgung. Als Mitglied des 
Haushaltsausschusses für den Bereich Ernährung, Land- und Forstwirtschaft habe ich mich besonders dafür eingesetzt, die bishe-
rigen Haushaltsansätze der letzten beiden Jahre in Höhe von 10 Mio. Euro deutlich zu erhöhen. Um unsere ländlichen Regionen 
noch stärker als attraktive Lebensräume zu unterstützen und sie fit für die Zukunft zu machen, stehen für dieses Jahr 55 Mio. Euro 
sowie für 2018 - 2020 nochmals 32 Mio. Euro als Verpflichtungsermächtigungen zur Verfügung“, so Cajus Caesar. 
 
Mit dem Aktionsprogramm „Ländliche Wirtschaft und Infrastruktur“ sollen Kleinbetriebe in strukturschwachen ländlichen Regi-
onen mit Zuschüssen zur Schaffung und Sicherung von Dauerarbeitsplätzen mit bis zu 200.000 Euro gefördert werden. Ebenso 
können Nahversorgung und Infrastruktur in ländlichen Räumen (z. B. digitales Einkaufen, Ladesäulen für eMobility) sowie sozia-
le Unternehmen gefördert werden. Auch der Aufbau von regionalen Netzwerkstrukturen für Kleinunternehmen zur Stärkung 
kooperativer Ansätze bei der Wissensvermittlung, Entwicklung von Produkten und Dienstleistungen sowie deren Vermarktung 
sollen unterstützt werden. 
 
Mit BULE werden innovative Vorhaben und Initiativen in der ländlichen Entwicklung erprobt und gefördert, um deren Erkennt-
nisse bundesweit zu nutzen. So sollen mit den Schwerpunkten „Digitale Anwendungen“ Projekte mit Vorbildcharakter entstehen 
und mit „Kultur auf dem Land“ innovative kulturelle Angebote in ländlichen Regionen gefördert werden. 
„In vielen Gesprächen in den Kommunen habe ich mich überzeugen können, dass die Menschen vor Ort an gut durchdachten und 
vernetzten Konzepten arbeiten, die wir so durch Bundesgelder mit Leben erfüllen“, so Caesar abschließend.  
Festlegungen über den Kreis der Antragsberechtigten, den jeweiligen maximalen Zuschuss und die Projektdauer werden in Kürze 
bekannt gegeben.           Foto: Cajus Caesar 
 

Veretungsberechtigung von Ehegatten und Partnern verbessern 
 
Ehegatten und Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft können nach geltendem Recht weder 
Entscheidungen über medizinische Behandlungen für ihren nicht mehr selbst handlungsfähigen Part-
ner treffen noch diesen im Rechtsverkehr vertreten, solange sie nicht als rechtliche Betreuer ihres 
Partners bestellt werden oder von ihm im Rahmen einer Vorsorgevollmacht hierzu wirksam bevoll-
mächtigt worden sind.  
 
Die Vorsorgevollmacht ist ein wichtiges Instrument, um selbstbestimmt darüber entscheiden zu kön-
nen, wer im Falle des Verlustes der eigenen Handlungsfähigkeit handeln und entscheiden soll. Ihre 
Verbreitung nimmt stetig zu. Der Gedanke an die Erteilung einer Vorsorgevollmacht wird gleichwohl 
gerade in jüngeren Jahren nicht selten verdrängt und auf „später“ verschoben. Besonders in der ersten 
Zeit nach einem Unfall oder einer unerwarteten schweren Krankheit kann es für Betroffene und An-
gehörige eine zusätzliche erhebliche Belastung bedeuten, wenn es erst eines gerichtlichen Verfahrens 
auf Betreuerbestellung bedarf, um dem Ehegatten oder Lebenspartner auch in rechtlicher Hinsicht 
beistehen zu können. 
 
Es soll für den Bereich der Gesundheitssorge und in der Fürsorge dienenden Angelegenheiten eine 
gesetzliche Annahme der Bevollmächtigung zwischen Ehegatten und eingetragenen Lebenspartnern 
für den Fall geschaffen werden, dass der vertretene Ehegatte oder Lebenspartner weder im Rahmen 
einer ausdrücklichen Vorsorgevollmacht etwas anderes bestimmt noch einen entgegenstehenden Wil-
len geäußert hat. Der Ehegatte oder Lebenspartner soll hierbei denselben Bindungen unterliegen wie 
ein (ausdrücklich) Vorsorgebevollmächtigter. Ein der Vertretung durch den Partner entgegenstehender 
Willen soll als Widerspruch in das Zentrale Vorsorgeregister der Bundesnotarkammer eingetragen 
werden können. Mit dem in erster Lesung vom Bundestag beratenen Gesetzentwurf soll also zukünftig 
sichergestellt werden, dass der Partner bei eigenem Unvermögen vertretungsberechtigt ist.  
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